
LANDTAG RHEINLAND-PFALZ 
18 .  Wahlper iode

Drucksache 18/948
30. 08. 2021

A n t r a g

der Fraktionen der SPD, CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP 
und FREIE WÄHLER

Einsetzung einer Enquete-Kommission „Konsequenzen aus der Flut-
katastrophe in Rheinland-Pfalz: Erfolgreichen Katastrophenschutz ge-
währleisten, Klimawandel ernst nehmen und Vorsorgekonzepte weiter-
entwickeln“

I.

Zur Untersuchung von Möglichkeiten der Verbesserung des Schutzes vor Extrem-
wetterereignissen, insbesondere der Hochwasservorsorge vor dem Hintergrund zu-
nehmender extremer Wetterereignisse als Folge des fortschreitenden Klimawandels 
mit dem Ziel konkreter Empfehlungen für eine stärkere Resilienz gegenüber Ex-
tremwetterereignissen wie Starkregen, Waldbränden, Stürmen, Hitze- und Dürre-
perioden, insbesondere zur besseren Vorsorge vor Gefahren für Leib und Leben, vor 
Sachschäden an privater und öffentlicher Infrastruktur, zur Optimierung einer kli-
mawandelangepassten Raum- sowie Flächennutzungsplanung unter Einbeziehung 
der Flächenbewirtschaftung im Außenbereich wie Land- und Forstwirtschaft, zur 
Sensibilisierung und Verbesserung der Warnung der Bevölkerung im Vorfeld von 
konkreten großflächigen Gefährdungssituationen wie extremen Starkregen, Hoch-
wasser oder einer Flut, zur Optimierung der Alarm- und Einsatzpläne, zur Opti-
mierung der technischen Infrastruktur der Brand- und Katastrophenschutzeinhei-
ten sowie zur Vereinfachung der Anschaffungsmöglichkeiten, zur Optimierung der 
Einsatzkoordination von Einsatz- und Hilfskräften während und unmittelbar nach  
einem Flut- oder Hochwasserereignis sowie für Empfehlungen aus den Erkenntnissen 
der ersten Monate des Wiederaufbaus nach der Flutkatastrophe vom 14. Juli 2021, 
insbesondere zu den Punkten einer praxis- und bedarfsgerechten Abwicklung von 
finanziellen Hilfsmaßnahmen für die Bedarfe der Betroffenen sowie der Vereinfa-
chung von Verwaltungsprozessen im Zusammenhang mit dem Planungs- und Ver-
gaberecht für einen zügigen Wiederaufbau, wird gemäß § 90 Vorl. GOLT eine En-
quete-Kommission eingesetzt.

II.

Als Grundlage für die Beratungen und Empfehlungen der Enquete-Kommission soll 
eine zusammenfassende Darstellung und Dokumentation der Flutkatastrophe vom 
14. Juli 2021 in Rheinland-Pfalz und ihrer Folgen sowie planungsrechtliche Grund-
lagendaten durch die Landesregierung erstellt bzw. bereitgestellt werden. 

Diese Dokumentation soll insbesondere folgende Punkte umfassen:
1.	 Eine Übersicht der wesentlichen Grundlagendaten, welche für die Planung und 

Entwicklung von Landesentwicklungs-, Raumordnungs- und Flächennutzungs-
plänen in Rheinland-Pfalz aktuell herangezogen und gewichtet werden.

2.	 Eine Übersicht zu den technischen Datenblättern und Verordnungen zur Ausge-
staltung der öffentlichen insbesondere technischen Infrastruktur und deren letz-
ten Aktualisierung hinsichtlich der sich stark verändernden Voraussetzungen.

3.	 Einen Überblick zu den Grundlagendaten und Szenarien der Katastrophen-
schutzplanungen inklusive bisher erstellter Hochwasserschutzkonzepte sowie 
eventueller Aktions- und Evakuierungspläne des Landes bzw. der Landkreise 
und kreisfreien Städte.
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4.	 Die Wetterlage bzw. die meteorologischen Ursachen der Flutkatastrophe vom 
14. Juli 2021 und die Veränderungen der Regenereignisse durch den Klimawan-
del sowie eine Übersicht über die Jahrhunderthochwässer und deren Höchst-
marken in Rheinland-Pfalz.

5.	 Eine räumliche Analyse der Flächennutzung und des Abflussverhaltens des er-
weiterten Gewässernetzes sowie der geologischen Besonderheiten in dem von 
der Flutkatastrophe vom 14. Juli 2021 betroffenen Gebiet.

6.	 Eine Rekonstruktion des Ablaufes der Flutkatastrophe vom 14. Juli 2021 unter 
Berücksichtigung und Darstellung staatlicher Schutzmaßnahmen und der er-
folgten Warnmeldungen. Hierbei ist zu beachten, dass insoweit nur die zum 
Zeitpunkt der Erstellung der Rekonstruktion vorliegenden gesicherten Fakten 
und Daten herangezogen werden können. 

7.	 Die überblicksartige Schadensbilanz der Flutkatastrophe vom 14. Juli 2021, ins-
besondere der Schäden in den privaten Haushalten, an Wohngebäuden, in der 
gewerblichen Wirtschaft, in der Land- und Forstwirtschaft, im Weinbau, an der 
öffentlichen Infrastruktur (insbesondere Straßen, Schienen, Brücken, IT- Tele-
kommunikation etc.).

8.	 Eine Übersicht über die bis zum Zeitpunkt der Dokumentation ausgegebenen 
oder in Aussicht gestellten staatlichen Mittel für die Kosten des Wiederaufbaus 
sowie der administrativen Vereinfachungen im Zusammenhang mit dem Pla-
nungs- und Vergaberecht.

9.	 Ein Überblick über die am Tag der Flutkatastrophe vom 14. Juli 2021 vorhan-
denen Führungs- und Einsatzmittel (FEM) der Brand- und Katastrophenschutz-
kräfte, der Polizei und weiterer Einsatzkräfte (THW, DLRG etc.) sowie deren 
tatsächlich zur Verfügung stehenden FEM im Katastrophengebiet.

10.	 Ein Überblick über die am Tag der Flutkatastrophe vom 14. Juli 2021 einsatz-
fähigen Warn- und Informationskonzepte mit Lage der noch vorhandenen und 
funktionsfähigen Sirenen oder anderen Geräten zur Warnung und Unterrich-
tung der Bevölkerung sowie einer Darstellung zu deren jeweiligen technischen 
Ansteuerung im Katastrophengebiet.

11.	 Eine Übersicht der bis zum Zeitpunkt der Dokumentation jeweils den Krisen-
stäben zur Verfügung stehenden Einsatzkräfte sowie deren Einsatz- und Be-
darfsplanung.

12.	 Eine Auflistung über die bis zum Zeitpunkt der Dokumentation tägliche Zu-
sammensetzung sämtlicher Krisenstäbe und deren untergeordneten Einheiten 
in den jeweiligen Einsatzorten.

III.

Die Enquete-Kommission soll im Rahmen ihres Auftrags insbesondere folgende 
Punkte untersuchen und auf dieser Grundlage jeweils Empfehlungen formulieren:

1.	 Empfehlungen zur besseren Vorsorge vor Leibes- und Lebensgefahren und 
Sachschäden im Sinne einer Extremwettervorsorge insbesondere einer natür-
lichen Hochwasservorsorge sowie eines technischen Hochwasserschutzes.

2.	 Empfehlungen zur Verlangsamung des Klimawandels und zu Optimierungen 
für eine klimawandelangepasste Flächen- und Raumplanung, auch unter Ein-
beziehung der Flächenbewirtschaftung im Außenbereich (Land- und Forstwirt-
schaft). Dabei soll insbesondere der Komplex des Regenwassermanagements 
(Beispiel: Starkregenrückhaltebecken) beleuchtet werden.

3.	 Empfehlungen zum besseren Schutz vor Leibes- und Lebensgefahren unter an-
derem durch öffentliche Schutzräume sowie Sammelstellen und zur effizienten 
Evakuierung besonders hilfsbedürftiger Menschen.

4.	 Empfehlungen zur Optimierung des Hochwassermeldesystems zur genaueren 
Identifizierung möglicher von Extremwetter betroffener Regionen. 

5.	 Empfehlungen zur Optimierung der ebenenübergreifenden Katastrophen-
schutzstrukturen, insbesondere der Warn- und Informationskonzepte, der Eva-
kuierungsplanungen, der Sensibilisierung und Schulung der Bevölkerung im 
Sinne der Risikokommunikation und der Selbsthilfefähigkeit sowie der Aus-
bildung der Einsatzkräfte.

6.	 Empfehlungen zur Optimierung der Einsatzkoordination von Einsatz- und 
Hilfskräften, zur Vorhaltung von Einsatzpersonal und Einsatzmitteln, die auf 
die veränderten klimatischen Bedingungen angepasst sind sowie zu den Kom-
munikationsmitteln von Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufga-
ben (BOS) während und unmittelbar nach einem Extremwetterereignis (z. B. 
Hochwasser, Flut, Starkregen, Sturm, Waldbrand etc.).
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7.	 Empfehlungen zur Optimierung der technischen FEM, deren Vergabe- 
und Beschaffungsmöglichkeiten sowie deren Stationierungsorte.

8.	 Empfehlungen zur einem möglichen Anpassungsbedarf des Landes-
brand- und Katastrophenschutzgesetzes sowie zu einem weiteren Pro-
fessionalisierungsbedarf.

9.	 Erarbeitung eines Konzepts zur Koordinierung freiwilliger, ungebunde-
ner Helferinnen und Helfer.

10.	 Überprüfung und ggf. Optimierung der Strukturen zur Psychosozialen 
Notfallversorgung für Betroffene (PSNV-B) und Einsatzkräfte (PSNV-E).

11.	 Überprüfung und ggf. Optimierung gemeinsamer und ressortübergrei-
fender Übungen von Bund, Ländern und Kommunen.

12.	 Empfehlungen für eine stärkere europäische Zusammenarbeit zur Be-
wältigung länderübergreifender Extremwetterereignisse.

13.	 Empfehlungen aus den Erkenntnissen der ersten Monate des Wiederauf-
baus nach der Flutkatastrophe vom 14. Juli 2021, insbesondere zu den 
Punkten einer praxis- und bedarfsgerechten Abwicklung von finanziel-
len Hilfsmaßnahmen für die Bedarfe der Betroffenen sowie der Mög-
lichkeit kurzfristiger administrativer Erleichterungen im Planungs- und 
Vergaberecht.

14.	 Empfehlungen für eine bedarfsgerechte Optimierung und Anpassung 
von technischen Datenblättern und Verordnungen für den Bau und 
Wiederaufbau öffentlicher technischer Infrastruktur hinsichtlich der zu-
nehmenden Extremwetterereignisse.

15.	 Empfehlungen für eine an Extremwetterereignisse angepasste Siedlungs-
entwicklung, Dorf- und Stadtplanung sowie hochwasserangepasstes und 
klimaresilientes Bauen.

IV.

Die Enquete-Kommission besteht aus elf Mitgliedern, die dem Landtag ange-
hören, sowie sechs weiteren Mitgliedern. Die Kommission soll im Oktober 
2021 mit ihrer Arbeit beginnen und soll dem Landtag bis Mitte 2023 ihre 
Ergebnisse berichten. 

V.

Die Enquete-Kommission bedient sich zur Umsetzung ihrer Arbeit öffent-
licher Anhörungen von Sachverständigen aus der Wissenschaft, aus den ver-
antwortlichen Stellen der zuständigen Behörden von Kommunen, Land und 
Bund und anderer Länder, die Erfahrung mit der Bewältigung von Stark-
regenereignissen haben, der Kommunalen Spitzenverbände sowie von Sach-
verständigen weiterer zuständiger oder einschlägiger Organisationen und 
Institutionen. 

Für die Fraktion
der SPD:

Martin Haller

Für die Fraktion
der CDU:

Martin Brandl

Für die Fraktion
der FDP:

Marco Weber

Für die Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Pia Schellhammer

Für die Fraktion
FREIE WÄHLER:

Stephan Wefelscheid


